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ANKARA (AFP) - In der Türkei sind
fünf deutsche Staatsbürger verhaftet
worden – vermutlich wegen Verbin-
dungen zur verbotenen Arbeiterpar-
tei Kurdistans (PKK). Die prokurdi-
sche Nachrichtenagentur Mezopota-
mya berichtete, den Deutschen wer-
de die Verbreitung von Propaganda
und die Zugehörigkeit zu einer ille-
galen kurdischen Organisation vor-
geworfen. Aus dem Auswärtigen
Amt in Berlin hieß es, die Fälle seien
dem Ministerium bekannt. Sie wür-
den von der deutschen Botschaft in
Ankara konsularisch betreut. Unter
den fünf Festgenommenen ist nach
Angaben der Kurdischen Gemeinde
Deutschland auch eine Erzieherin
aus Hamburg. Sie sitzt seit Donners-
tag in Haft. Die Frau sei von der türki-
schen Polizei am Flughafen festge-
nommen worden. Möglicherweise
stehe ihre Festnahme im Zusammen-
hang mit dem Engagement ihres
Mannes, der Vorsitzender der Kurdi-
schen Gemeinde Hamburg sei, oder
mit Links auf ihrem Facebook-Konto.

Fünf Deutsche
in der Türkei
festgenommen

SEOUL (dpa) - Einen Tag nach dem
unklaren Ausgang neuer Verhand-
lungen mit den USA über sein Atom-
waffenprogramm hat Nordkorea
vorerst neue Gespräche ausge-
schlossen. Das Außenministerium in
Pjöngjang warf der US-Regierung
am Sonntag vor, eine „feindselige Po-
litik“ zu verfolgen und den Dialog für
innenpolitische Zwecke zu nutzen.
„Wir haben nicht die Absicht, solche
widerlichen Verhandlungen wie
jetzt zu führen, ehe die USA keinen
substanziellen Schritt machen, um
ihre feindselige Politik gegen Nord-
korea komplett und unumkehrbar
zurückzuziehen“, wurde ein Spre-
cher von den Staatsmedien zitiert.

Beide Seiten hatten am Samstag in
Schweden nach einer sieben Monate
langen Pause erstmals wieder ver-
handelt. Doch zogen sie eine höchst
unterschiedliche Bilanz der gut acht
Stunden langen Gespräche in Stock-
holm: Der Unterhändler Pjöngjangs
sprach von einem Scheitern, das US-
Außenministerium hingegen von gu-
ten Gesprächen, die in zwei Wochen
fortgesetzt werden sollten.

USA und Nordkorea
völlig uneins 

über Atomgespräche

Regierende Sozialisten 
in Portugal vor Sieg 
LISSABON (AFP/dpa) - Bei der
Parlamentswahl in Portugal zeich-
net sich ein klarer Sieg der Sozialis-
tischen Partei von Ministerprä-
sident Antonio Costa ab. Den am
Sonntagabend veröffentlichten
Prognosen zufolge gewannen die
Sozialisten zwischen 34 und 39
Prozent der Stimmen. Die stärkste
Oppositionskraft, die konservativen
Sozialdemokraten (PSD), kam laut
Prognose auf 27 bis 31 Prozent. Die
erhoffte absolute Mehrheit von 116
der 230 Sitze dürften die Sozialisten
aber verpasst haben. Costa würde
somit in den kommenden vier Jah-
ren weiterhin auf die Unterstützung
anderer Parteien angewiesen sein.

Neue Krawalle
in Hongkong
HONGKONG (dpa) - Die Verhän-
gung des Vermummungsverbotes in
einem Rückgriff auf koloniales
Notstandsrecht hat am Wochen-
ende in Hongkong neue Proteste
ausgelöst, die in schweren Aus-
schreitungen mündeten. Dutzende
Demonstranten wurden festgenom-
men. Die prodemokratischen Re-
gierungskritiker konnten das Not-
standsgesetz am Sonntag vor Ge-
richt zwar nicht stoppen, aber einen
Teilerfolg erringen. Der Richter
lehnte eine einstweilige Verfügung
ab, erließ aber eine ausführliche
richterliche Überprüfung, die Ende
Oktober stattfinden soll.

Zehntausende Franzosen 
gehen auf die Straße
PARIS (AFP) - Zehntausende Fran-
zosen sind am Sonntag gegen ein
neues Gesetz auf die Straße ge-
gangen, das künftig auch Lesben
und alleinstehenden Frauen den
Weg zu einer künstlichen Befruch-
tung freimachen soll. Mit Fahnen
mit der Aufschrift „Freiheit, Gleich-
heit, Vaterschaft“ marschierten die
Demonstranten durch Paris. Laut
einer unabhängigen Schätzung im
Auftrag mehrerer Medien betei-
ligten sich rund 75 000 Menschen.

Rund 100 Tote bei 
Protesten im Irak
BAGDAD (dpa) - Angesichts der
gewaltsamen Proteste mit rund 100
Toten versucht die irakische Re-
gierung, die Situation mit einem
sozialen Maßnahmenpaket zu beru-
higen. Unter anderem sollen
100 000 neue Wohnungen gebaut
werden, wie Regierungschef Adel
Abdel Mahdi nach einer Sitzung des
Kabinetts sagte. Rund 150 000 ar-
beitslose Iraker sollen zudem in

Weiterbildungs-
programmen
gefördert wer-
den. Außerdem
sollen die Opfer
der vergangenen
Tage als „Märty-
rer“ angesehen
werden, was den
Angehörigen
Unterstützung
zukommen lasse.

Kurz berichtet
●

Adel Abdel
Mahdi FOTO: AFP

PARIS - Sieben extrem gewalttätige
Minuten dauerte die Messerattacke
in der Pariser Polizeidirektion, bei
der am Donnerstag vier Polizisten
starben. Der Täter, ein langjähriger
Polizeimitarbeiter, war Islamist, wie
der Anti-Terror-Staatsanwalt Jean-
François Ricard nun klarstellte. Mi-
ckaël H. habe eine „radikale Vision“
des Islam vertreten und Kontakte zur
Salafistenbewegung gehabt, sagte
Ricard. Für die Radikalisierung des
45-Jährigen spräche, dass er seinen
Umgang mit Frauen und seinen Klei-
dungsstil in den vergangenen Mona-
ten geändert habe. Einem Kollegen
gegenüber zeigte Mickaël H. zudem
Verständnis für die Attentäter, die
2015 den Anschlag auf die Satirezei-
tung „Charlie Hebdo“ mit zwölf To-
ten verübt hatten. Die Äußerung
brachte ihm damals eine Ermahnung
durch seinen Vorgesetzten ein, ohne
dass die Führung davon erfuhr. 

Aufschlussreich waren für die Er-
mittler vor allem die 33 SMS, die der

Angreifer vor der Tat an seine Frau
schickte. Die Kurzbotschaften seien
alle religiöser Natur gewesen und
hätten Sätze wie „Allahu Akbar“
(Gott ist groß) enthalten, sagte Ri-
card. Der auf der Karibikinsel Marti-
nique geborene Familienvater war
vor rund zehn Jahren zum Islam kon-
vertiert. Der taube Informatiker ar-

beitete seit 2003 bei der Polizeiprä-
fektur, und zwar in der Geheim-
dienstabteilung, die unter anderem
vertrauliche Informationen über
Dschihadisten sammelt. Er musste
sich zusammen mit seiner Familie ei-
ner strengen Überprüfung unterzie-
hen, da er mit Staatsgeheimnissen zu
tun hatte. 

„Szene von extremer Gewalt“
Mithilfe der Videoüberwachung und
der Zugangskarte rekonstruierten
die Ermittler die letzten Stunden vor
dem Angriff. Mickaël H. war kurz vor
neun Uhr zur Arbeit gekommen und
hatte die Polizeipräfektur auf der
Seine-Insel Ile de la Cité zur Mittags-
pause verlassen, um sich zwei Mes-
ser zu kaufen: Ein Küchenmesser mit
einer 33 Zentimeter langen Klinge
und ein kleineres spitzes Austern-
messer. Danach schritt er zur Tat. In
seinem eigenen Büro schnitt er ei-
nem seiner Kollegen die Kehle durch
und fügte einem weiteren tödliche
Stiche zu. Ricard sprach von einer
„Szene von extremer Gewalt“. Auf

seinem Weg durch das Gebäude töte-
te Mickaël H. eine Polizistin sowie
einen weiteren Polizisten und ver-
letzte zwei Beamte. Im Hof wurde er
von einem 24-jährigen Praktikanten
gestoppt, der erst seit sechs Tagen in
der Polizeipräfektur arbeitete und
den Angreifer erschoss. 

Französische Medien waren zu-
nächst von einer persönlich moti-
vierten Tat ausgegangen. Innenmi-
nister Christophe Castaner hatte
voreilig versichert, dass der Angrei-
fer sich nie auffällig verhalten habe.
Die konservative Opposition forder-
te ebenso wie Vertreter des rechtpo-
pulistischen Rassemblement Natio-
nal den Rücktritt Castaners. 

Der hat am Sonntag Fehler bei der
Erkennung der Radikalisierung ein-
geräumt. Es habe offensichtlich
Schwachstellen gegeben, sagte Cas-
taner in einem TV-Interview. Der
Minister werde in den kommenden
Tagen von vier Abgeordneten der
Nationalversammlung und vier Se-
natoren befragt, berichtete der Fern-
sehsender BFMTV. 

Messerangriff in Paris war Tat eines radikalen Islamisten 
Frankreichs Innenminister räumt Fehler ein – Opposition fordert seinen Rücktritt 

Der Attentäter Mickaël H. arbeitete
als Informatiker bei der Pariser
Polizei. FOTO: AFP

Von Christine Longin 
●

Trump ist vor der ersten Wahl ange-
treten als ein Kandidat, der sich aus
den Kriegs- und Krisenregionen zu-
rückziehen möchte. Das genaue Ge-
genteil zu liefern, wäre strategisch
quasi Selbstmord.

Bleiben wir in Nahost. Der Bürger-
krieg in Syrien dauert nunmehr
acht Jahre an. Auch eigentliche
Partner stehen sich dort mit ihren
Interessen gegenüber. Wohin wird
dieser Konflikt noch führen?
Vor allem Iran und Russland sind
problematische Akteure in Syrien.
Und die Absichten der türkischen
Regierung sind abzulehnen, aber
klar erkennbar. Die Türkei fürchtet
im Nordosten Syriens eine autono-
me oder gar unabhängige Region der
Kurden. Die Kurden sind eng ver-
flochten mit den türkischen Kurden.
Erdogan kann den Konflikt mit ihnen
nicht lösen, indem er Teile Nord-
west-Syriens besetzt und damit die
dortigen Kurden beherrscht. Er
muss die Türkei föderalisieren,
sprich: den türkischen Kurden weit-
gehende Autonomie zugestehen.
Gleiches wird nötig sein, wenn man
Syrien befrieden will. Ohne Selbst-
bestimmung für die Kurden Syriens,
der Türkei, des Irak und Iran wird es
langfristig keinen inneren und äuße-
ren Frieden in der Region geben. Die
Lösung heißt Föderalisierung. Das
kann nur von innen geschehen. Die
auswärtigen Akteure spielen da eine
minimale Rolle.

Wie könnte diese Föderalisierung
aussehen?

RAVENSBURG - Deutschland wird
seiner sicherheitspolitischen Ver-
antwortung nicht gerecht – und wird
so den Frieden nicht erhalten kön-
nen. Der Historiker Michael Wolff-
sohn fordert im Gespräch mit Daniel
Hadrys, dass die Bundesrepublik
sich international mehr einbringt.
Die pazifistische Einstellung
Deutschlands sei zwar „hochsympa-
thisch“, aber eben auch verantwor-
tungslos, so Wolffsohn. Die Bundes-
wehr sei in ihrem jetzigen Zustand
ihren Aufgaben nicht gewachsen.

Herr Wolffsohn, in den vergange-
nen Monaten hatte man häufiger
das Gefühl, die USA seien einen
Tweet von einem Krieg mit Nord-
korea oder Iran entfernt. Wie ist
die Lage im Jahr 2019 tatsächlich?
Tweets ersetzen keine Analysen und
sind immer der Aufgeregtheit einer
Situation geschuldet. Trump hat
Nordkorea nicht nur gedroht. Nach
den ersten Attacken zu Beginn sei-
ner Präsidentschaft hat er geradezu
einen Schmusekurs gegenüber
Nordkorea gefahren. Der war in
Trumps Administration umstritten
und hat nicht zuletzt zum Raus-
schmiss seines Sicherheitsberaters
John Bolton geführt. Auch in Bezug
auf den Iran muss man zwischen den
Worten und Fakten unterscheiden.
Die Worte Trumps sind nach den
Provokationen des Iran eher zurück-
haltend gewesen. Er hat in etwa ge-
sagt: „Wir könnten und würden
Krieg führen, wollen aber nicht.“

Gerade in der Golfregion haben
sich in den vergangenen Wochen
die Auseinandersetzungen ge-
häuft. Wie wahrscheinlich ist ein
Krieg zwischen den Regional-
mächten Iran und Saudi-Arabien?
Ein Krieg ist momentan unwahr-
scheinlich, weil keiner ihn führen
will. Ein großer Krieg ist immer risi-
koreich. Iran hat eine hochintelli-
gente und in seinem Sinne erfolgrei-
che Strategie eingeschlagen. Haupt-
ziele Irans sind Saudi-Arabien und
Israel. Die sind umzingelt durch die
feste, dominierende Position des
Iran in Libanon, Syrien, Irak und Je-
men. Dazu kommen die innenpoliti-
schen Unterwanderungsaktivitäten
des Iran in Bahrain und auch an der
saudi-arabischen Ostküste selber.
Der Angriff auf Saudi-Arabien
kommt auch von innen. Im Osten des
Landes gibt es die schiitische Min-
derheit, etwa zehn bis 15 Prozent der
Bevölkerung, die höchst unzufrie-
den sind mit der saudischen Herr-
schaft. Die werden vom Iran unter-
stützt.

Würde Trump sich in eine militäri-
sche Auseinandersetzung hinein-
ziehen lassen?
Das halte ich nicht für wahrschein-
lich. Die Präsidentschaftswahlen
stehen im kommenden Jahr an, An-
fang 2020 finden die Vorwahlen
statt. Ein Krieg wäre verheerend.

Selbstbestimmung, ob individuell
oder kollektiv, lässt sich langfristig
nicht unterdrücken. Man muss ver-
suchen, Selbstbestimmung zu errei-
chen, ohne die bestehenden staatli-
chen Strukturen zu zerstören. Syrien
oder Irak müssten nicht aufgelöst,
sondern föderalisiert werden. Die
verschiedenen Bevölkerungsgrup-
pen wollen im Prinzip nicht in ein-
und demselben Staat leben – was wir
daran erkennen, dass es Bürgerkrie-
ge gibt. Frieden ist nur durch Födera-
lisierung möglich. Das heißt: Macht-
teilung und wechselseitige Kontrolle
und Verhinderung von einseitiger
Vorherrschaft. Eine ,Bundesrepublik
Syrien‘. Gleiches für die Türkei, den
Irak und Iran.

Die Länder der Europäischen Uni-
on wirken sowohl beim Konflikt
mit Iran als auch beim syrischen
Bürgerkrieg recht still. Wie sollte
ihre Rolle aussehen?
Krass formuliert: Klappe halten. Die
Europäer bilden sich ein, politisch
mitbestimmen zu können. Das kön-
nen sie nicht, weil sie militärisch da-
zu weder willig noch fähig sind. Die
Europäer könnten Lösungsvorschlä-
ge unterbreiten. Die haben sie nicht.
Das einzig wirklich überzeugende
Modell ist eine Föderalisierung nicht
nur Syriens, sondern auch des Irak
und anderer Staaten. Die Europäer
könnten Wirtschaftshilfe leisten, so-
bald es einen vernünftigen Friedens-
plan gibt: ,Bundesrepublik Syrien‘.

Auch in Europa tobt ein Bürger-
krieg. Von Russland unterstützte

Separatisten und das ukrainische
Militär stehen sich in der Ostukrai-
ne gegenüber. Gehört das zu einem
größeren Plan Wladimir Putins?
Einstweilen wird Putin nicht noch
weiter militärisch versuchen, die
ehemalige Sowjetunion wiederher-
zustellen. Er ist mit zwei Brocken ge-
nügend beschäftigt: der Ostukraine
und der Krim. Er versucht aber darü-
ber hinaus, auch Weißrussland wie-
der anzugliedern. Langfristig will er
auch die baltischen Staaten schlu-
cken, die Teil der EU sind. Gleiches
gilt für Armenien und Georgien, also
die alte UdSSR.

Wie könnte die Ukraine wieder zur
Ruhe kommen?
Die Ukraine kann auch nur durch ei-
ne Föderalisierung dauerhaft befrie-
det werden. Die Ostukraine hat viel
stärkere Verbindungen zu Russland
als zum restlichen Teil der Ukraine.
Wenn man die Ukraine als Staat er-
halten will, muss man zwischen ei-
nem westlichen und einem östlichen
Bundesland Ukraine unterscheiden
und sie zu einer Bundesrepublik
Ukraine zusammenführen. Gleiches
gilt in Bezug auf die Krim. 

Russland wird als Gefahr für die
Nato-Ostflanke gesehen. Wird
Deutschland als Nato-Partner sei-
ner sicherheitspolitischen Verant-
wortung gerecht?
Papier und Worte sind geduldig.
Deutschland hat lange sicherheits-
politisch viel geredet und wenig ge-
tan. Das war verantwortungslos,
während man von Verantwortung

sprach. Wir haben eine nicht wirk-
lich einsatzfähige Bundeswehr. Je
mehr internationale Aufgaben ihr
zugeteilt werden, desto mehr erken-
nen wir, dass die Bundeswehr ihnen
nicht gewachsen ist. Daraus folgt po-
litische Ohnmacht. Zwei Prozent für
die Verteidigungsausgaben sind so-
zusagen das Mindeste. Hier war die
Bundesrepublik nicht nur Trump ge-
genüber, sondern auch schon Obama
und Bush wortbrüchig. Eine wort-
brüchige Regierung – das betrifft
nicht nur die Große Koalition – wird
international nicht ernst genommen. 

Vor allem Donald Trump kritisiert
die Nato-Partner scharf, sie würden
sich finanziell nicht genug einbrin-
gen. Ist die Kritik gerechtfertigt?
Die Trumps kommen und gehen, Ame-
rika bleibt. Die Grundsatzfrage lautet:
Sind die Amerikaner dauerhaft wil-
lens, praktisch alleine die sicherheits-
politische Verantwortung nicht nur
auf dem Papier zu tragen, also Men-
schen und Material zu opfern? Die Ant-
wort lautet nein. Und das personifi-
zierte Nein heißt Donald Trump. Un-
abhängig von den Verrücktheiten und
der unerfreulichen Persönlichkeit die-
ses Mannes, ist Trump die Antwort der
amerikanischen Bevölkerung auf jahr-
zehntelange sicherheitspolitische Ver-
antwortungslosigkeit der Nato-Part-
ner, nicht zuletzt der Bundesrepublik
Deutschland.

Verprellt Deutschland damit einen
wichtigen Partner in der Sicher-
heitspolitik?
Ja. Aber was sympathisch und wun-
derbar an der Bundesrepublik ist:
Wir haben ein neues Deutschland
und neue Deutsche. Zu unserem heu-
tigen sicherheitspolitischen Grund-
verständnis gehört die Ablehnung
von Gewalt als Mittel der Politik. Das
ist die westeuropäische, aber vor al-
lem deutsche Antwort auf die deut-
sche Geschichte. Nur ist die Ge-
schichte weitergegangen. Das Dritte
Reich liegt 74 Jahre hinter uns. Die
Wirklichkeit ist eine neue. Das neue
Deutschland muss sich der neuen
Welt anpassen. Da kann man mit der
hochsympathischen, pazifistischen
Grundeinstellung leider den Frieden
nicht sichern. Der französische
Schriftsteller Camus hat es folgen-
dermaßen formuliert: Manchmal
muss man töten, um das Morden zu
verhindern.

Interview
●

„Die Europäer sollten die Klappe halten“ 
Historiker Wolffsohn sieht für Bürgerkriege wie in Syrien und der Ukraine nur eine Lösung: die Föderalisierung

Michael Wolffsohn glaubt, dass Deutschland seiner Verantwortung nicht gerecht wird. FOTO: ROLAND RASEMANN

Michael
Wolffsohn ist
zu Gast beim
Bodensee
Business
Forum am
Donnerstag,
10. Oktober,
in Friedrichs-

hafen im Graf-Zeppelin-Haus.
www.bodensee-business-
forum.de


